
PHILOSOPHIF PHILOSOPHIFGFSCHICHTFE

Lehramt, Dogma eic. 1n den Blick-werden. (Gibt übrigens 1n der evangeli-
schen Kırche keinerle1 Lehramt? Ich erinnere miıich berechtigte!] Ma{fifnahmen
eıne Pfarrerin, dıie das Abendmahl mıi1t der Menstruatıon verknüpten wollte, eiınen
Pfarrer, der ach seinem Garching-Aufenthalt Ott als mathematıische Formel predigen
wollte.) Unbestritten, weıl unbestreitbar, seien typisch katholische Fehl-Geftfahren: nıcht
1LLULI der Magısıierung des Sakramentalen der unguter Selbstbezogenheit der amtlıchen
Kırche. ber ware eINZIS Rom veschwisterlich korrigieren? och lassen Wr U11S un:
ULLSCICI Disput beiseıte. Blicken Wr auf Ihn Trıittt U11S (sottes AÄnspruch U1L1S ımmer
un: überall, ausnahmslos, 1LL1UI als beglückend autbrechende Quelle angesichts derer
keinerle1 Umsiınnen och Unterwerfung anstünde (weıl Wr als Vernuntftwesen VOo  b

selbst schon das Rechte wollen)? W ıe ZzuL, AaSS ich, ANSTATt „auf Augenhöhe“
Ihm autblicken dart! Um dabe1 das eigene Widerstreben ‘ich hotte nıcht meın
‚eigentliches“ Wollen, also yanzlıch mich) auf Ihn (Ditn 6,4) hören. SPLETT

LÜBBE, WEYMA, Nonaggregationismus. Grundlagen der Allokationsethik (Ethica; 29)
Munster: menti1s 2015 313 S’ ISBN Y/85—3—95/43—015—1

Es oıbt 1mM deutschsprachigen Raum 1L1UI wen1ge Philosophen, dıe sıch W1e Weyma Luübbe
derart intens1ıv mıiıt den Krniterien der Allokatiıon VO knappen Gesundheitsressourcen

der SOgCNAaANNLEN „Priorisierungsdebatte“ beschäftigen. Als damalıges Miıtglied 1m
Deutschen Ethikrat sprach S1e sıch 1n eınem ausführlichen Sondervotum der Stellung-
nahme „Nutzen und Kosten 11 Gesundheitswesen“ (201 dagegen AUS, Kosten-Nutzen-
Bewertungen als Priorisierungsinstrument verwenden. Eın 1%-Jähriges Forschungs-
stıpendium ermöglıchte C ıhr, dıie vorliegende Monographie erstellen. Darın bricht
S1Ee mıiıt der iın Fachwelt und Offentlicher Diskussion vorherrschenden Überzeugung, ASS
Kostenettektivität elne eıgenständiıige moralısche Relevanz für elne verechte ESSOUTF-
cenverteilung besitzt. Um 1es deutlich machen, wendet S1e siıch yrundlagentheoreti-
schen Problemen Dıie Fachdiskussion W1rd 1n ıhren Verzweigungen Schritt tür Schritt
anhand praxiısnaher Fragen entfaltet, csodass auch Leserinnen und Leser hne philoso-
phische der ökonomische Vorkenntnisse den Überlegungen vul folgen können. Dass
Luübbe nıcht 1L1UI eıne Debatte Fachleuten führen, sondern den Oöffentliıchen Diskurs
ALILLESCIL möchte, wırd bereıts durch dıie hılfreichen Lesehinweise 1mM Vorwort deutlich.

In eınem ersten VOo  D Yel Teıilen führt Kap (1 1—43) 1n die Problemstellung eın und
stellt Hauptanliegen W1e _these VOIL. Auf der Suche ach eıner effi7ienten Allokatıon VOo  b

Gesundheitsressourcen wırd verstärkt auf dıe Kriterien der Nutzenmaximierung un: der
Kostenettektivität zurückgegriffen. So steht 1n eiınem tührenden Handbuch tür yesundhe1ts-
Oökoanomische Evaluation: „Be1 Anwendung der Maf{fistäbe für eıne eff17ziente Jlo-
katıon mussen arbeitende Personen 111NO mehr bevorzugt werden, J höher ıhr Einkommen
ISt  ‚CC (zıt. 17} Lübbe stOlßt be1 yesundheitsökonomischen ÄAnsätzen auf den utilıtarıstischen
Grundgedanken, „dass dıe Erzeugung VOo  D Nutzen moralısch zut und entsprechend dıe
Erzeugung VOo  b mehr Nutzen moralısch besser 1St  ‚CC 20} Dagegen 1ST für S1e dıe Allokatıon
Ööffentlicher (r esundheitsressourcen, 1n der „dıie Patienten eın Recht auf Gleichachtung iıhres
Bedarts“ (35) haben, nıcht als Maximierungsaufgabe rekonstruierbar: „ Wer verecht V1 -

teilt, maxımıiert nıchts“ 30} Dhes velingt auch nıcht durch eın addıtıves der vewichtetes
Verknüpfen (d „Aggregieren”) multidımens.ionaler darunter auch faırnessbezogener
Bewertungsaspekte. Denn das verechtigkeitstheoretische Grundproblem des Utiliıtarısmus
und samtlıcher Versionen des „agegregatıven Konsequentialısmus“ lıegt nıcht 1n der Auswahl
der Bewertungskriterien und der Art ihrer Verknüpfung, sondern 1n der Verknüpfung als
solcher: Die AÄnnahme, Effizienz SCe1 eın eigenständiges ethisches Gebot und könne mıiıt
Gerechtigkeitsaspekten kombiniert werden, macht möglıch, ungerechte Ma{fhnahmen
durch den 1NWeIls auf das viele Nuützliche legitimiıeren. Kap. (45—80) ze1gt,
AaSS diese yrundlagentheoretische Klärung 1 yesundheıitswissenschaftlichen und -politi-
schen Diskurs drıngend VOolml Noten ISt. SO empfahl 1mM Jahre 2007 dıe Zentrale Ethikkommiuis-
S10N be1 der Bundesärztekammer dıe Verknüpfung der Aspekte medizinısche Bedürftigkeit
und erwartender Nutzen mıiıt dem der Kosteneftektivität, Allokationsentscheidungen
ethisch begründen. 2011 beauftragte der Gesetzgeber eın Instıtut IOW1G) damıt, Kos-
tenerstattungsverhandlungen VOo.  H Medikamenten aut Basıs VOo.  H Kosten-Nutzen-Bewer-
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Lehramt, Dogma etc. in den Blick genommen werden. (Gibt es übrigens in der evangeli-
schen Kirche keinerlei Lehramt? Ich erinnere mich an [berechtigte!] Maßnahmen gegen 
eine Pfarrerin, die das Abendmahl mit der Menstruation verknüpfen wollte, gegen einen 
Pfarrer, der nach seinem Garching-Aufenthalt Gott als mathematische Formel predigen 
wollte.) Unbestritten, weil unbestreitbar, seien typisch katholische Fehl-Gefahren: nicht 
nur der Magisierung des Sakramentalen oder unguter Selbstbezogenheit der amtlichen 
Kirche. Aber wäre einzig Rom geschwisterlich zu korrigieren?  Doch lassen wir uns und 
unseren Disput beiseite. Blicken wir auf Ihn: Trifft uns Gottes Anspruch an uns immer 
und überall, ausnahmslos, nur als beglückend aufbrechende Quelle (324), angesichts derer 
keinerlei Umsinnen noch Unterwerfung anstünde (weil wir als Vernunftwesen [134] von 
selbst schon stets das Rechte wollen)? – Wie gut, dass ich, anstatt „auf Augenhöhe“, zu 
Ihm aufblicken darf! Um dabei – gegen das eigene Widerstreben (ich hoffe: nicht mein 
„eigentliches“ Wollen, also gänzlich mich) – auf Ihn (Dtn 6,4) zu hören.  J. Splett

Lübbe, Weyma, Nonaggregationismus. Grundlagen der Allokationsethik (Ethica; 29). 
Münster: me ntis 2015. 313 S., ISBN 978–3–95743–015–1.

Es gibt im deutschsprachigen Raum nur wenige Philosophen, die sich wie Weyma Lübbe 
derart intensiv mit den Kriterien der Allokation von knappen Gesundheitsressourcen 
– der sogenannten „Priorisierungsdebatte“ – beschäftigen. Als damaliges Mitglied im 
Deutschen Ethikrat sprach sie sich in einem ausführlichen Sondervotum der Stellung-
nahme „Nutzen und Kosten im Gesundheitswesen“ (2011) dagegen aus, Kosten-Nutzen-
Bewertungen als Priorisierungsinstrument zu verwenden. Ein 1½-jähriges Forschungs-
stipendium ermöglichte es ihr, die vorliegende Monographie zu erstellen. Darin bricht 
sie mit der in Fachwelt und öffentlicher Diskussion vorherrschenden Überzeugung, dass 
Kosteneffektivität eine eigenständige moralische Relevanz für eine gerechte Ressour-
cenverteilung besitzt. Um dies deutlich zu machen, wendet sie sich grundlagentheoreti-
schen Problemen zu. Die Fachdiskussion wird in ihren Verzweigungen Schritt für Schritt 
anhand praxisnaher Fragen entfaltet, sodass auch Leserinnen und Leser ohne philoso-
phische oder ökonomische Vorkenntnisse den Überlegungen gut folgen können. Dass 
Lübbe nicht nur eine Debatte unter Fachleuten führen, sondern den öffentlichen Diskurs 
anregen möchte, wird bereits durch die hilfreichen Lesehinweise im Vorwort deutlich. 

In einem ersten von drei Teilen führt Kap. 1 (11–43) in die Problemstellung ein und 
stellt Hauptanliegen wie -these vor. Auf der Suche nach einer effi zienten Allokation von 
Gesundheitsressourcen wird verstärkt auf die Kriterien der Nutzenmaximierung und der 
Kosteneffektivität zurückgegriffen. So steht in einem führenden Handbuch für gesundheits-
ökonomische Evaluation: „Bei strenger Anwendung der Maßstäbe für eine effi ziente Allo-
kation müssen arbeitende Personen umso mehr bevorzugt werden, je höher ihr Einkommen 
ist“ (zit. 17). Lübbe stößt bei gesundheitsökonomischen Ansätzen auf den utilitaristischen 
Grundgedanken, „dass die Erzeugung von Nutzen moralisch gut und entsprechend die 
Erzeugung von mehr Nutzen moralisch besser ist“ (20). Dagegen ist für sie die Allokation 
öffentlicher Gesundheitsressourcen, in der „die Patienten ein Recht auf Gleichachtung ihres 
Bedarfs“ (35) haben, nicht als Maximierungsaufgabe rekonstruierbar: „Wer gerecht ver-
teilt, maximiert nichts“ (30). Dies gelingt auch nicht durch ein additives oder gewichtetes 
Verknüpfen (d. h. „Aggregieren“) multidimensionaler – darunter auch fairnessbezogener – 
Bewertungsaspekte. Denn das gerechtigkeitstheoretische Grundproblem des Utilitarismus 
und sämtlicher Versionen des „aggregativen Konsequentialismus“ liegt nicht in der Auswahl 
der Bewertungskriterien und der Art ihrer Verknüpfung, sondern in der Verknüpfung als 
solcher: Die Annahme, Effi zienz sei ein eigenständiges ethisches Gebot und könne mit 
Gerechtigkeitsaspekten kombiniert werden, macht es möglich, ungerechte Maßnahmen 
durch den Hinweis auf das erzeugte viele Nützliche zu legitimieren. Kap. 2 (45–80) zeigt, 
dass diese grundlagentheoretische Klärung im gesundheitswissenschaftlichen und -politi-
schen Diskurs dringend von Nöten ist. So empfahl im Jahre 2007 die Zentrale Ethikkommis-
sion bei der Bundesärztekammer die Verknüpfung der Aspekte medizinische Bedürftigkeit 
und zu erwartender Nutzen mit dem der Kosteneffektivität, um Allokationsentscheidungen 
ethisch zu begründen. 2011 beauftragte der Gesetzgeber ein Institut (IQWiG) damit, Kos-
tenerstattungsverhandlungen von Medikamenten auf Basis von Kosten-Nutzen-Bewer-
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tungen führen. Lübbe sıeht dariın eıne „gefährliche begriffliche Entwicklung“: „Der
Verzicht auf dıe Kategorie der Gerechtigkeit als Kategorie, dıe das Recht dırekt bestimmt
und nıcht 1LL1UI miıtbestimmt, macht unmöglıch, bestimmte Rechtspositionen hoher
erwartbarer Vorteile tür Dritte Eingrifte schützen“ Krıitisch dıskutiert S1Ce den
QQ ALY-Ansatz, der letztlich daran scheıtert, dıe Rechte ehıinderter Menschen konsıistent
rekonstruleren. Fehl Platze sınd aulserdem empirische Erhebungen VOo  b Verteilungsprä-
ferenzen, Optionen für dıe Miıttelverteilung begründen. Da solche Präterenzstudien
„grundsätzlıch Raum für beliebige Gesichtspunkte des Entscheidens bieten“ (65), haben S1e
be1 eiıner verechten Priorisierung Offentlicher Angelegenheiten nıchts suchen.

Der zweıte e1l entfaltet 1n Yel Kapıteln (Kap. „Aggregation”, /-1 Kap
„Goodness“, 145—-158595; Kap „Faırness“, 191—230) eiıne detaillierte Auseinanderset-
ZUNS mıiıt den theoretischen Grundlagen des Konsequentialısmus. In der SOgEeENANNLEN
„Numbers“-Debatte „geht elıne spezielle dılemmatische Situation des Entscheidens
ber Menschenleben, deren Kernproblem dıe Frage des Agoregierens ber Personengren-
Z hinweg darstellt“ 94) Lübbe erklärt beispielbezogen zentrale Ägeregationsargumente
u VOo  b Frances Kamm, Iwao Hırose, Marlıes Ahlert un: artmut Kliemt) dıe
nonkonsequentialıstische These VOo  b John Taurek, AaSS 1n eıner Konfliktsituation nıcht
moralısch relevant ISt, ob dıie srößere der kleinere Gruppe Vo  - Betrotftenen werde,
da jedem Betroffenen der yleiche Verlust drohe (vgl U / Luübbe macht deutlich, AaSS

War ‚(utes für' ‚Gutes’ (schlechthin) dagegen AL nıcht x1bt SCe1 denn, 1STt. das
Rechte gemeint“ 94) Ebenso krıitisch beurteilt S1Ee SOZCNANNLE „Kontrastargumente”, dıe
VOFausSSETIZECN, A4SS (Teil-)Ereignisse eiınen unabhängigen intrinsıschen Eıgenwert vegenüber
dem moralıschen (‚esamtwert besitzen. Hıer werde dıe moralısch relevante Frage
ach der Zurechenbarkeit der Zustäiände ausgeblendet. In Kap un: analysıert Lübbe
detailliert die grundlagentheoretischen Annahmen der Bücher „Weighing yzoods“ und
„Weighing lıves“ des Phiılosophen un: Okonomen John Broome. Broome entwickelt dort
eıne Theorie des („uten, 1n der das iındıyıduelle ute ZUuU. (suten als solchen aggregie-
1CIL SCe1 und durch Faiırnessbewertungen erganzt werden könne. Letztlich kann Broomes
Moraltheorie Lübbe verschıiedenen Stellen nıcht überzeugen. Alternatıv möglıchen
wertmaxımıerenden un: -aggregierenden Theorien des (s„uten tormuliert S1Ee eın Konzept
des Rechts der Gleichachtung un: diese Posıtion elıne nonaggregationiıstische (vgl
Ü Dıe Gleichachtungstorderung verwelılst „auf eın hochkomplexes, berJahrhunderte
vewachsenes Arsenal rechtsphilosophıischen und Juristischen Konzepten und Argumen-
LcNh, mıithıiltfe derer dıie Konkretisierung sıtuatiıonsbezogen veleistet werden muss“

Im drıtten Teıl, Kap (  —  5 moöchte Luübbe zeigen, „WOo dıe konditionale Bedeu-
tung der Kosteneftektivität lıegt welchen Bedingungen also mıi1t der Idee der
Gleichachtung durchaus vereinbar 1St, den insgesamt yrößeren Nutzen herbeizuführen“

Eıne interpersonelle Vorzugsregel (oder effizienzsteigerndes Verhalten) entspricht
annn dem Gleichachtungsgebot, WCI11L AUS iıhrer allgemeınen \nıcht konkreten!] Geltung
dıe Vor- un: Nachteile den möglıchen betroffenen Personen systematisch yleich
verteılt sınd (vgl 235) bzw. S1e „auf eın gveteiltes Interesse der S1tuations- un: ‚11-
übergreitenden Geltung Vo  - Verteilungsregeln abhebt“ „LS yeht nıcht Interessen

dieser der jener Erstattung, sondern darum, S1tUuatiONSs- un: personenübergreifend
veltenden Verteilungsregeln Stellung nehmen, dıe iıhrem Anspruch ach dıe Idee der
Gleichachtung konkretisieren“ Deutlich wırd dıes, WCI11L Interessensbekundungen,
„welche dıie Bekundenden aktuell selbst benötigen, angesichts prıma tacıe vergleich-
barer Mafßnahmen, dıie dıie Bekundenden aktuell nıcht benötigen, entweder durchgehalten
werden der WCI11I1 Gründe vorgetragen werden, W ArLLIIL dıie Ma{fßnahmen nıcht vergleichbar
seın sollen“ So Ist CN DSpW. ALLS Gründen der Schwere der Erkrankung un!: der Dring-
ıchkeit legıtim, 1 Konflikrtfall Akutbehandlungen für schwere Krankheiten vegenüber
praäventiven Ma{fßnahmen vorzuziehen (vgl Kap „‚Rule of rescue‘ dıe unverstandene
Praxıs“; 252-267). Anschließend (Kap. „Der karıtatıve Kern der «  & 268-291)
werden dıe Priorisierungskriterien der Zentralen Ethikkommuission dıe medizıinısche
Bedürtftigkeit, der medizıinısche Nutzen un: dıe Kostenetftektivität bespro-
chen. Lübbe betont, AaSS sıch hıerbei keine separablen Kriterien handelt, welche
sıch unabhängıg VOo  b der Frage der Verfügbarkeit eıner veeıgneten Ma{fßnahme anwenden
lassen. Ebenso 1ST eın Patiıent nıcht „medizinısch JI1LSO bedurtftiger, Je mehr VOo  b eıner
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tungen zu führen. Lübbe sieht darin eine „gefährliche begriffl iche Entwicklung“: „Der 
Verzicht auf die Kategorie der Gerechtigkeit als Kategorie, die das Recht direkt bestimmt 
und nicht nur mitbestimmt, macht es unmöglich, bestimmte Rechtspositionen trotz hoher 
erwartbarer Vorteile für Dritte gegen Eingriffe zu schützen“ (227). Kritisch diskutiert sie den 
QALY-Ansatz, der letztlich daran scheitert, die Rechte behinderter Menschen konsistent zu 
rekonstruieren. Fehl am Platze sind außerdem empirische Erhebungen von Verteilungsprä-
ferenzen, um Optionen für die Mittelverteilung zu begründen. Da solche Präferenzstudien 
„grundsätzlich Raum für beliebige Gesichtspunkte des Entscheidens bieten“ (65), haben sie 
bei einer gerechten Priorisierung öffentlicher Angelegenheiten nichts zu suchen. 

Der zweite Teil entfaltet in drei Kapiteln (Kap. 3: „Aggregation“, 97–143; Kap. 4: 
„Goodness“, 145–189; Kap. 5: „Fairness“, 191–230) eine detaillierte Auseinanderset-
zung mit den theoretischen Grundlagen des Konsequentialismus. In der sogenannten 
„Numbers“-Debatte „geht es um eine spezielle dilemmatische Situation des Entscheidens 
über Menschenleben, deren Kernproblem die Frage des Aggregierens über Personengren-
zen hinweg darstellt“ (94). Lübbe erklärt beispielbezogen zentrale Aggregationsargumente 
(u. a. von Frances Kamm, Iwao Hirose, Marlies Ahlert und Hartmut Kliemt) gegen die 
nonkonsequentialistische These von John Taurek, dass es in einer Konfl iktsituation nicht 
moralisch relevant ist, ob die größere oder kleinere Gruppe von Betroffenen gerettet werde, 
da jedem Betroffenen der gleiche Verlust drohe (vgl. 97 f.). Lübbe macht deutlich, dass 
„es zwar ‚Gutes für‘, ‚Gutes‘ (schlechthin) dagegen gar nicht gibt – es sei denn, es ist das 
Rechte gemeint“ (94). Ebenso kritisch beurteilt sie sogenannte „Kontrastargumente“, die 
voraussetzen, dass (Teil-)Ereignisse einen unabhängigen intrinsischen Eigenwert gegenüber 
dem moralischen Gesamtwert besitzen. Hier werde z. B. die moralisch relevante Frage 
nach der Zurechenbarkeit der Zustände ausgeblendet. In Kap. 4 und 5 analysiert Lübbe 
detailliert die grundlagentheoretischen Annahmen der Bücher „Weighing goods“ und 
„Weighing lives“ des Philosophen und Ökonomen John Broome. Broome entwickelt dort 
eine Theorie des Guten, in der das individuelle Gute zum Guten als solchen zu aggregie-
ren sei und durch Fairnessbewertungen ergänzt werden könne. Letztlich kann Broomes 
Moraltheorie Lübbe an verschiedenen Stellen nicht überzeugen. Alternativ zu möglichen 
wertmaximierenden und -aggregierenden Theorien des Guten formuliert sie ein Konzept 
des Rechts der Gleichachtung und nennt diese Position eine nonaggregationistische (vgl. 
225 f.). Die Gleichachtungsforderung verweist „auf ein hochkomplexes, über Jahrhunderte 
gewachsenes Arsenal an rechtsphilosophischen und juristischen Konzepten und Argumen-
ten, mithilfe derer die Konkretisierung situationsbezogen geleistet werden muss“ (227). 

Im dritten Teil, Kap. 6 (233–291), möchte Lübbe zeigen, „wo die konditionale Bedeu-
tung der Kosteneffektivität liegt – unter welchen Bedingungen es also mit der Idee der 
Gleichachtung durchaus vereinbar ist, den insgesamt größeren Nutzen herbeizuführen“ 
(229). Eine interpersonelle Vorzugsregel (oder effi zienzsteigerndes Verhalten) entspricht 
dann dem Gleichachtungsgebot, wenn aus ihrer allgemeinen [nicht konkreten!] Geltung 
die Vor- und Nachteile unter den möglichen betroffenen Personen systematisch gleich 
verteilt sind (vgl. 235) bzw. sie „auf ein geteiltes Interesse an der situations- und personen-
übergreifenden Geltung von Verteilungsregeln abhebt“ (243). „Es geht nicht um Interessen 
an dieser oder jener Erstattung, sondern darum, zu situations- und personenübergreifend 
geltenden Verteilungsregeln Stellung zu nehmen, die ihrem Anspruch nach die Idee der 
Gleichachtung konkretisieren“ (249). Deutlich wird dies, wenn Interessensbekundungen, 
„welche die Bekundenden aktuell selbst benötigen, […] angesichts prima facie vergleich-
barer Maßnahmen, die die Bekundenden aktuell nicht benötigen, entweder durchgehalten 
werden oder wenn Gründe vorgetragen werden, warum die Maßnahmen nicht vergleichbar 
sein sollen“ (250). So ist es bspw. aus Gründen der Schwere der Erkrankung und der Dring-
lichkeit legitim, im Konfl iktfall Akutbehandlungen für schwere Krankheiten gegenüber 
präventiven Maßnahmen vorzuziehen (vgl. Kap. 6.2: „‚Rule of rescue‘ – die unverstandene 
Praxis“; 252–267). Anschließend (Kap. 6.3: „Der karitative Kern der GKV“; 268–291) 
werden die Priorisierungskriterien der Zentralen Ethikkommission – die medizinische 
Bedürftigkeit, der erwartete medizinische Nutzen und die Kosteneffektivität – bespro-
chen. Lübbe betont, dass es sich hierbei um keine separablen Kriterien handelt, welche 
sich unabhängig von der Frage der Verfügbarkeit einer geeigneten Maßnahme anwenden 
lassen. Ebenso ist ein Patient nicht „medizinisch umso bedürftiger, je mehr er von einer 
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Behandlung profitieren kann. Er 1ST JI1SO bedürftiger, Je leidvoller der vefährlicher der
Zustand ISt, dessen Fortbestehen der konkret drohendes Eıntreten dıe medızınısche
Behandlung Abhilfe verspricht“ 287) Gerade weıl C auf die „interventionsbezogene
Bedürttigkeit“ ankommt, kritisiert S1Ee den Eınsatz VOo  b margınal nuüutzlıchen Ärzne1-
ıtteln bel tödlıchen Erkrankungen, W CI111 der Tod dadurch lediglıch hinausgezögert wiırd.
„Beıl einem Konzept der medızınıschen Bedürtftigkeit, das den der Unterlassung der
jeweıls infragestehenden Intervention zurechenbaren Zustand anschliefßt, wirkt dıe Getahr
der Ausblutung des Systems durch dıie Ansprüche der Schwerkranken un: Sterbenden
iımmerhın bereıts deutlich wenıger bedrohlich“

Miıt iıhrer striıngenten, detaiullierten un: beispielbezogenen Analyse VO) Argumenten
un: Konzepten tordert Lübbe dıie Fachwelt SOWIl1e dıe breite Offentlichkeit heraus, dıe
Grundlagen ihrer Positionierung überdenken un: 1n eınen normatıven Diskurs ber
CGründe einzuste1igen. Angesichts der zentralen Raolle VOo  b Kosten-Nutzen-Bewertungen
1n der Priorisierungsdebatte 1STt. ıhr Nonaggregation1ismus eın radıkaler weıl yrüundlıch
un: alternatıv und notwendiger, den Dialog suchender Gegenentwurf. FRITZ

\WERBIK, HANS BENETKA, (JERHARD, Kritik der Neuropsychologıe. Eıne Streitschrnift.
Chueßen: Psychosozial-Verlag 2016 174 S’ ISBEN Y4/5—3—53/7/9-72563—0

Mıt den Fortschritten der Neurowıissenschaften entwickelte siıch se1t den 1790er Jahren
el1ne Neuro-Euphorie, die nıcht LLUI die Medien, sondern uch Wissenschaftler verschıie-
dener Fachrichtungen erfasst und utopische Erwartungen veweckt hat. Durch „Neuro-
didaktık“ wollte I1a  b gehirngerechtes Lehren und Lernen, durch „Neuropsychothera-
pıe el1ne wıissenschafttlich begründete Behandlung VOo psychıischen Störungen, durch
pharmakologisches „Neuroenhancement“ el1ne Steigerung VO Gedächtnisleistung und
Konzentration und durch „Neurotheologie“ eın naturwıssenschaftlich fundıertes Ver-
standnıs VO Religion erzielen. In dem vorliegenden Bändchen setzen siıch Werbik,
ementierter Protessor tür Psychologie der Un1Lversıität Erlangen-Nürnberg und aktuell
Uniwversitätslektor der Sıgmund Freud Yıvatunıversıtät 1n VWıen, SOW1e Benetka,
Psychologieprofessor derselben Hochschule, kritisch mıt den Ansprüchen und Aus-
wirkungen der ZUF Leitwissenschaft erhob CI1LCIL Hirnforschung auseinander.

S1ie LICILILLENIN ıhren Diskussionsbeitrag elıne „Streitschrift“. Tatsächlich 1STt. darın VOo  b der
„Krudıtat mancher Außerungen“ (34), VOo  H „philosophischen Entgleisungen 1n dıe Bahnen
e1nes Vulgärmaterialismus“ (35)’ VOo „Verbiegen und Erfiinden VO Fakten“ (55) und
eıner „kräftigen Aufmischung durch plausıbel un: halbwegs velehrt klıingende Rhetorık“
ZUuU. /7Zweck der Feuilletontauglichkeit 86) dıie ede Hauptgegner siınd medienwirksame
Neurowissenschafttler W1e Gerhard Roth, Wolt Sınger un: dıe utoren elınes Manıtests,
das 7004 1n der Zeitschriuft Gehirn UN. (se1st veroöffentlicht wurde. och der Streit wırd
mıi1t wohlüberlegten sachliıchen Argumenten veführt, wobel dıie utoren Einwände VOo  b
Wissenschafttlern W1e Bennett/ ]” Hacker (2012)}, Schleim (2011) un: das
Memorandum „Reflexive Neurowissenschaftt“ VOo  b Tretter/B Kotchoubey (2014) auf-
oreiten un: weıterführen.

S1e leugnen keineswegs dıe Verdienste der Neurowıissenschaften (benennen S1E allerdings
auch nıcht) un: wollen diese auch nıcht bekämpfen. Ihre Kritik oilt vielmehr den (srenz-
überschreitungen prominenter Hırntorscher und deren Bestreben, mi1t dem Pochen auf
naturwıissenschaftliche Exaktheit dıe Psychologie auf neurowıssenschaftliche Forschung,
auf Neuropsychologie reduzıieren. In iıhrer Diskussionsstrategie lassen sıch Yrel Zıele
erkennen: S1ie wollen zeıgen, A4SSs alle Versuche, Psychologıie 1n Hırnforschung INZU-

wandeln, bısher (1) wen1g ZUuUr LOosung psychologischer Fragen beigetragen haben, AaSS S1Ee
(2) mıiıt der Reduzierung des Psychischen auf Gehirnvorgänge eın talsches Verständnis VOo

Menschen tördern und (3) dıe Selbständigkeıt der Psychologie bedrohen.
In eiınem ersten Schritt untersuchen dıe utoren dıe Grundannahme der Neuropsycho-

logen. Es SCe1 nıcht leugnen, AaSsSSs menschliches Erleben mi1t Gehirnprozessen
menhängt. och dıie Hırnforschung vehe VOo  b dem psychophysischen ÄAxıom AUS, A4SS
bestimmte Erlebnisse Zahlz bestimmten physiologischen Prozessen zugeordnet un: damıt
erklärt werden können. Das Se1 aber eiıne apriorische Setzung, dıe empirisch nıcht ber-

605605

Philosophie / Philosophiegeschichte

Behandlung profi tieren kann. Er ist umso bedürftiger, je leidvoller oder gefährlicher der 
Zustand ist, gegen dessen Fortbestehen oder konkret drohendes Eintreten die medizinische 
Behandlung Abhilfe verspricht“ (287). Gerade weil es auf die „interventionsbezogene 
Bedürftigkeit“ (290) ankommt, kritisiert sie den Einsatz von marginal nützlichen Arznei-
mitteln bei tödlichen Erkrankungen, wenn der Tod dadurch lediglich hinausgezögert wird. 
„Bei einem Konzept der medizinischen Bedürftigkeit, das […] an den der Unterlassung der 
jeweils infragestehenden Intervention zurechenbaren Zustand anschließt, wirkt die Gefahr 
der Ausblutung des Systems durch die Ansprüche der Schwerkranken und Sterbenden 
immerhin bereits deutlich weniger bedrohlich“ (296). 

Mit ihrer stringenten, detaillierten und beispielbezogenen Analyse von Argumenten 
und Konzepten fordert Lübbe die Fachwelt sowie die breite Öffentlichkeit heraus, die 
Grundlagen ihrer Positionierung zu überdenken und in einen normativen Diskurs über 
Gründe einzusteigen. Angesichts der zentralen Rolle von Kosten-Nutzen-Bewertungen 
in der Priorisierungsdebatte ist ihr Nonaggregationismus ein radikaler – weil gründlich 
und alternativ – und notwendiger, den Dialog suchender Gegenentwurf.  A. Fritz

Werbik, Hans / Benetka, Gerhard, Kritik der Neuropsychologie. Eine Streitschrift. 
Gießen: Psychosozial-Verlag 2016. 124 S., ISBN 978–3–8379–2563–0.

Mit den Fortschritten der Neurowissenschaften entwickelte sich seit den 1990er Jahren 
eine Neuro-Euphorie, die nicht nur die Medien, sondern auch Wissenschaftler verschie-
dener Fachrichtungen erfasst und utopische Erwartungen geweckt hat. Durch „Neuro-
didaktik“ wollte man gehirngerechtes Lehren und Lernen, durch „Neuropsychothera-
pie“ eine wissenschaftlich begründete Behandlung von psychischen Störungen, durch 
pharmakologisches „Neuroenhancement“ eine Steigerung von Gedächtnisleistung und 
Konzentration und durch „Neurotheologie“ ein naturwissenschaftlich fundiertes Ver-
ständnis von Religion erzielen. In dem vorliegenden Bändchen setzen sich H. Werbik, 
emeritierter Professor für Psychologie an der Universität Erlangen-Nürnberg und aktuell 
Universitätslektor an der Sigmund Freud Privatuniversität in Wien, sowie G. Benetka, 
Psychologieprofessor an derselben Hochschule, kritisch mit den Ansprüchen und Aus-
wirkungen der zur Leitwissenschaft erhobenen Hirnforschung auseinander. 

Sie nennen ihren Diskussionsbeitrag eine „Streitschrift“. Tatsächlich ist darin von der 
„Krudität mancher Äußerungen“ (34), von „philosophischen Entgleisungen in die Bahnen 
eines Vulgärmaterialismus“ (35), vom „Verbiegen und Erfi nden von Fakten“ (55) und 
einer „kräftigen Aufmischung durch plausibel und halbwegs gelehrt klingende Rhetorik“ 
zum Zweck der Feuilletontauglichkeit (86) die Rede. Hauptgegner sind medienwirksame 
Neurowissenschaftler wie Gerhard Roth, Wolf Singer und die Autoren eines Manifests, 
das 2004 in der Zeitschrift Gehirn und Geist veröffentlicht wurde. Doch der Streit wird 
mit wohlüberlegten sachlichen Argumenten geführt, wobei die Autoren Einwände von 
Wissenschaftlern wie M. R. Bennett/P. M. S. Hacker (2012), S. Schleim (2011) und das 
Memorandum „Refl exive Neurowissenschaft“ von F. Tretter/B. Kotchoubey (2014) auf-
greifen und weiterführen. 

Sie leugnen keineswegs die Verdienste der Neurowissenschaften (benennen sie allerdings 
auch nicht) und wollen diese auch nicht bekämpfen. Ihre Kritik gilt vielmehr den Grenz-
überschreitungen prominenter Hirnforscher und deren Bestreben, mit dem Pochen auf 
naturwissenschaftliche Exaktheit die Psychologie auf neurowissenschaftliche Forschung, 
auf Neuropsychologie zu reduzieren. In ihrer Diskussionsstrategie lassen sich drei Ziele 
erkennen: Sie wollen zeigen, dass alle Versuche, Psychologie in Hirnforschung umzu-
wandeln, bisher (1) wenig zur Lösung psychologischer Fragen beigetragen haben, dass sie 
(2) mit der Reduzierung des Psychischen auf Gehirnvorgänge ein falsches Verständnis vom 
Menschen fördern und (3) die Selbständigkeit der Psychologie bedrohen. 

In einem ersten Schritt untersuchen die Autoren die Grundannahme der Neuropsycho-
logen. Es sei nicht zu leugnen, dass menschliches Erleben mit Gehirnprozessen zusam-
menhängt. Doch die Hirnforschung gehe von dem psychophysischen Axiom aus, dass 
bestimmte Erlebnisse ganz bestimmten physiologischen Prozessen zugeordnet und damit 
erklärt werden können. Das sei aber eine apriorische Setzung, die empirisch nicht zu über-


